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BERN – Mit einer Gesetzesrevision sollen die Unent-
geltlichkeit der Blutspende gesetzlich verankert und 
die Diskriminierung beim Blutspenden verboten wer-
den. Der Bundesrat hat an seiner Sitzung vom 16. De-
zember 2022 seine Stellungnahme zur parlamentari-
schen Initiative «Sicherstellung der Blutversorgung 
und Unentgeltlichkeit der Blutspende» verabschiedet. 
Dem Bundesrat ist es wichtig, dass die Schweiz stets 
über genügend Blutreserven verfügt. Mit der Anpas-
sung des Heilmittelgesetzes (HMG) soll das Prinzip der 
Unentgeltlichkeit der Blutspende im Gesetz verankert 
werden. Zudem wird vorgeschlagen, ein Diskriminie-
rungsverbot beim Blutspenden ins HMG zu schreiben. 
Künftig soll bei den Ausschlusskriterien vom Blutspen-
den jede Form von Diskriminierung, wie zum Beispiel 
aufgrund der sexuellen Orientierung, verboten wer-
den. Der Bundesrat lehnt jedoch den Vorschlag der 
Kommission ab, im Gesetz die Möglichkeit von Finanz-
hilfen zu verankern. Er ist der Ansicht, dass die Finan-

zierung des Blutspendewesens eine private Aufgabe 
ist und durch den kostendeckenden Verkauf der Blut-
produkte zu erfolgen hat. Hinzu kommt, dass grund-
sätzlich die Kantone für die Gesundheitsversorgung 
zuständig sind. Die parlamentarische Initiative «Sicher-
stellung der Blutversorgung und Unentgeltlichkeit der 
Blutspende» (16.504) verlangt eine Anpassung des 
HMG, um eine hinreichende Versorgung der schweize-
rischen Bevölkerung mit Blut und labilen Blutproduk-
ten sowie die Unentgeltlichkeit der Blutspende sicher-
zustellen. Die Kommissionen für soziale Sicherheit und 
Gesundheit beider Räte (SGK-N und SGK-S) haben die 
Vorlage angenommen. In der Detailberatung hat die 
SGK-N zusätzlich ein Diskriminierungsverbot beim 
Blutspenden in den Gesetzesentwurf aufgenommen. 

Quelle: Bundesamt für Gesundheit
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BERN – Trotz Stabilisierung der Lage lässt sich 
der weitere Verlauf der COVID-19-Pandemie 
nicht zuverlässig abschätzen. Das Parlament 
hat deshalb entschieden, das COVID-19-Ge-
setz bis Mitte 2024 zu verlängern. Der Bun-
desrat hat an seiner Sitzung vom 21. Dezem-
ber 2022 die entsprechenden Verordnungen 
ebenfalls angepasst und verlängert. Damit 
bleiben die rechtlichen Grundlagen für ein-
zelne wichtige Massnahmen der Pandemiebe-
kämpfung bestehen. Die Rechtsgrundlagen 
im Bereich der Versorgung mit wichtigen me-
dizinischen Gütern, die beispielsweise eine 
frühzeitige Versorgung mit innovativen Arz-
neimitteln ermöglichen, sollen weiterhin zur 
Verfügung stehen.

COVID-19-Verordnung Zerti� kate
COVID-Zertifikate erleichtern den inter-

nationalen Reiseverkehr für Personen aus der 
Schweiz. Die Nutzung des Zerti� kats soll daher 
weiterhin möglich sein, auch wenn sich aktuell 
kein Bedarf zur Nutzung in der Schweiz selber 
zeigt. Dazu muss das System erhalten und mit 
dem digitalen COVID-19-Zerti� kat der Europä-
ischen Union (EU) kompatibel bleiben. Es ist 
aktuell schwierig abzuschätzen, ob die EU ihre 
entsprechende Verordnung im Sommer 2023 
erneut verlängern wird. Die COVID-19-Ver-
ordnung Zerti� kate wird deshalb in einem ers-
ten Schritt bis zum 31. August 2023 verlängert, 
um auf die Entwicklungen in der EU reagieren 
zu können.

System für das Proximity-Tracing 
(SwissCovid-App)

Die SwissCovid-App (Proximity- und Pre-
sence-Tracing) dient der Nachverfolgung von 
Kontakten von positiv getesteten Personen 
und soll bei Auftreten einer neuen, besorgnis-
erregenden Variante von SARS-CoV-2 reakti-
viert werden können. Die entsprechende Ver-
ordnung war bis zum 31. Dezember 2022 be-
fristet und wird nun bis zum 30. Juni 2024 
verlängert.

Bund übernimmt Kosten von Tests 
nicht mehr

Nicht verlängert wird die Übernahme der 
Testkosten durch den Bund. Das Parlament hat 
entschieden, die Testkosten� nanzierung durch 
die öffentliche Hand per Ende 2022 einzustel-
len. Die Kosten für einen COVID-19-Test müs-
sen ab dem 1. Januar 2023 grundsätzlich von 
derjenigen Person bezahlt werden, die sich tes-
ten lässt. Die Kosten für ärztlich angeordnete 
Tests werden – vorbehaltlich der Franchise und 
des Selbstbehalts – von der obligatorischen 
Krankenp� egeversicherung übernommen, wenn 
der Test notwendig ist, um das weitere medizi-
nische Vorgehen zu bestimmen. 

Quelle:
Der Bundesrat

COVID-19-Gesetz
Einzelne Massnahmen der Pandemiebekämpfung werden verlängert.

Anpassung des 
Heilmittelgesetzes
Bundesrat befürwortet die Unentgeltlichkeit 
sowie ein Diskriminierungsverbot bei der 
Blutspende.
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